
2.3.n2,0154.n 4- _. „_...

Verkündet.
“I m N 8 m e n d e e V o l k e s !

am l4„4°1955
In Sachen

Klägers, Revisionsklägers und
Revisionsbeklagten,

Prozeßbevollmächtigter:

gegen

die Ruhrknapp$ehaft in Bochum, Pieperetr. l2,

Beklagte, Revisionsbeklagte und
Revieicnsklägerin_

Prozeßbevollmäehtigteä

hat der 5„ Senat des Bundessozialgeriehts auf

die mündliche Verhandlung vom 14° April 1955,

an der mitgewirkt haben

‚Senatsp1äsident Dr„ B r o c k h o f f
als Vorsitzender,

Bundesrichter
„

' F e c h n e r ' und

‚ Bundesrichter Dr„ D a p p r i c h
als weitere Berufsrichter,

Bundeesozialriohter B‘o d i f e e und
Bundessozialrichter D a n n e b 0 m

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Sozialgerichts Münster vom

24° September 1954 wird aufgehoben°

'Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und
Entscheidung an das Sozialgericht münster zu-
rückverwiesen°
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Die Beklagte hat die dem Kläger seit dem Jahre 1943 zuer—

kennte Kneppechafterente in der Zeit vom 1. Eai 1945 bis Zum

280 bebruer 1947 nur teilweise ausgezahlt; gezahlt wurde für

‚Hai 1945 nichts, für Juni und Juli 1945 nur 25 v.H., für August

1945 bis November 1946 nur 50 v.H. und für Dezember 1946 bis
Februar 1947 nur 80 v.H„ der vollen Kneppechefterente‚ Über die

Vornahme der Kürzungen erhielt der Kläger keinen Beecheid„

Am 3° September 1952 beantragte äer Kläger die Nachzah-

lung der für die Zeit von Mai 1945 bis Februar l947 nicht ge—
zehlten Beträge, für den Fall der Ablehnung die Erteilung eines

rechtemittelfähigen Beecheides. Die Beklagte erteilte ihn darauf

einen ablehnenden Bescheid; zur Begründung berief sie sich dereui

daß die britische Militärregierung die Herabsetzung in ihrer 80—
zielvereicherungsdirektive (SVD) Nr. 13 für jene Zeit, und zwar

auch rückwirkend, mit gesetzlicher Hirkung vorgeschrieben habe.

3er Einspruch des Klägers hatte keinen Erfolr; in dem ab—

lehnenden Bescheid wurde die Herabsetzung für äie Zeit vor dem
Inkrafttreten der SVD 13 auch noch auf mündlich erteilte Anord—

nungen äer Besatzungsmacht gestützt° Die gegen diesen Bescheiä

.vom Kläger beim Kneppechefteobervereicherungeemt Dortmund ein—

‚gelegte Berufung ging am 1„ Januar 1954 ale Klage auf des 80—
zialgericht äünster über°

Das Sozialgericht Münster’hat durch Urteil vom 24„Septem—

ber 1954 der Klage für die Zeit vom 1„ Kai 1945 bis zum 28° Pe—
bruur 1946 etattgegeben unä sie im übrigen abgewiesen° B hat(I

)

die ßerufung zugelassen„

Das $ozielgericht Münster begrünéet seine Entscheidung

für äie Zeit von bei 1945 bis Februar 1946 damit, daß mündliche

Anweisungen der Besatzungemacht, deren Bestehen & 5 möglich un—

teretellt wird, als nur vorübergehende tatsächliche Zahlungshin—

dernieee,nicht aber als wirksame Änderungen der gesetzlichen Vor—
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_ 5 _
\uv\*schriften anzusehen seien, und daß die Ziffern 1 und 2 der bvu

13 keine rückwirkende Kraft hätten; für äie Zeit vom lomärz 1946
en eieht dee Sozialgericht die durch die Sozielvereicherungedi—

rektiV@n getroffene Regelung als geltendes, die bestehenden Vor—

echriiten abänderndes ■echt an„

Eee Urteil iet äen Parteien am 11° Oktober 1954 zugeetellt
werden° Beide Parteien haben am 9.November 1954 gegen das Urteil

Sprungrevision eingelegt und j weils die schriftliche Erklärung

der Einwilligung des Rechtsmittelgegners beigefügt°

Der Kläger beantragt, den klageabweieenden Teil des ange—
fochtenen Urteile aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen,

ihm für die Zeit vom 1, März 1946 an die gekürzten Re1tenbe—

träge unter Berücksichtigung der Wahrungeumetellung zu zahlen

und die Revision der Beklagten kostenpflichtig zurückzuweieen„

Er trägt vor, äie Sozielvereicherungsdirektiven eeicn zwar

wirksam, sie hätten jeäoch nur den Zweck gehabt, augenblick—

liehe Hotstänäe äurch zeitweise Zehlungeverbote zu beheben°

Die SVD 13 spräche & edrücklich von den Renten, auf die der

äentner Anspruch habe; durch sie solle dieser Rechteenepruch

eher nicht gemindert werden; die Sozialverst:herungsäirek—

tiven enthielten auch nicht, wie z.B. die Sozialvereicherunge—

enordnung Nr° 5, ein Hechzehlungeverbot für die fraglichen
Zeiträume°

Die Bek egte beantragt, den der Klage etattgebenden Teil

des angefochtenen Urteils eufzuheben, die Klage auch inso—

weit abzuweieen und die Revision des Klägers koetenp“lichtig

zurückzuweisen°

Sie trägt vor, äaß die Rentenkürzungen in öer Zeit vor

dem l° März 1946 durch die Bestimmungen der SVD Nr. 1 Ziffo3 g
und der SJD Nr‚ 15 Ziff. 1 — rückwirkend — rechtlich gedeckt

seien° Hilfswe'ee macht sie noch geltend, daß die ihrem Knapp—
scheftéäirektor auf die stets wiederholten Vorstellungen

bei den englischen Dienststellen erteilten mündlichen Anwei-

eungen der Militärregierung auch ohne die nachträgliche Deckung

durch die Vorschriften der Sczielversicherungedirektiven voll

wirksam gewesen seien,
_ ; „

Im übrigen wird auf äen vorgetragenen Inhalt der Partei—

echrifteätze und die Sitzungeniederecirift Bezug genommen.

.. 4 ..
„„......
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3339933-.„-n3559999

Die Sprungrevieionen beider Parteien sind form— unä frist—

gere0nt eingelegt und begründet werden; nie sind nach 5 161 SGG
. . ‘ ,auch statthefto

Das angefochtene Urteil war in vollem Umfenge aufzuhoben„

'
Beide Revisionen rügen in erster Linie die unrichtige An—

wenäung der Vorschriften der Sozielversicherungedirektiven

Nr, 13 und 23, Diese Direktiven sind Anordnungen der Control Com—

mission for Germany (British Element) — Msnpower Division — an

die regionalen Hauptquartiere der Britischen äilitärregiernng„

Diese regionalen Stellen haben die Direktiven den jeweils be—

teiligten Behörden und Sozielvoreieherungst1ägern'übereendt und

sie zu ihrer Durchßührung verenlaßt (vgl.° einleitenäe Anmerkung

von Dobberneck im Arbeitsblatt für die britische Zone, 1947,
3,10), ohne daß die Direktiven von der militärregierung amtlich
veröffentlicht wurden,

Bei derartigen unveröffentliohten Anordnungen der Besate

zungsmächte kommt es für die Beurteilung ihrer rechtlichen Be—
deutung nicht auf ihre Bezeichnung, sonäern auf ihren Inhalt

an, Hechtelehre und Verwaltungsprexis haben da, wo es sich um.
äie "artikulierte Regelung eines bestimmten Gebietes handelt“,

das Vorliegen-echter Rechtsvorsehriften auch denn angenommen,

wenn eie ausnahmsweise nicht in der normalen Form des Gesetzes

oder der Rechtsverordnung erlassen sind° Diese Auffassung gilt
nach Ansicht des erkennenden Senats jedenfalls auch für die;

jenigen Teile der Sozislvereicherungséirektiven 13 und 25, die

sich auf die Rentenkürzungen der knappecheftlichen Rentenver—
sicherung beziehen° Insoweit handelt es sich demnach um zwin—

gende Rechtsverschriften der Besatzungsbehörde„ Da dieses Be—

satzungsrecht für die gesamte britische Zone erlassen ist, dem—

nach über den Bezirk des Lanäe3eozialgeriehte Nordrhein—West—

falen in Essen (als des in Frage kommenden Berufuhgsgerichts)

hinaus gilt, kann auf seine Verletzung die Revision gestützt

werden„
‚ „

\.‘
—

1

...-„M .. _...
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III.
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Entscheidungen deutscher Gerichte, in denen über die

Anwendung von Bestimmungen der Beentzangemächte zu erkennen

'iet, sind jedoch durch des zur Durchführung des Besetzungc«‘

stetuts ergengene Gesetz Nr. 13 der Alliierten Hohen Kommis-

eion (AHK) über die Gerichtsbarkeit auf den vorbehaltenen

Gebieten vom 25.11.1949 (AHK ABl. S. 54) beschränkt.

Der hier in Frage kommende Artikel 3 unterscheidet zwi—

schen (Abs. 1) Gesetzen, Verordnungen, Richtlinien, Ent—
scheidungen oder Anordnungen, die durch die Besetzungsbehör—

den oder eine von ihnen ebgelöste Behörde veröffentlicht sind

und (Abs. 2) Anordnungen der Beeetzungsbehörden oder der Be—

satzungssrreitkräfte oder einer von ihnen abgelöstcn Behörde.

Im Falle des Absatzes 1 wird den deutschen Gerichten die

Verneinung der Gültigkeit oder Rechtmäßigkeit der in Frage
kommenden Bestimmung unte*eegt‚ im übrigen aber ist die dechte—

norm — insbesondere, soweit ihre Auslegung in Frage kommt —
der Würdigung dee deutschen Gerichts frei zugänglich.

Im Falle des Absatzes 2 dagegen ist jeder deutschen Be—

hörde und somit jedem deutschen Gericht (vgl. engl. wortlaut

"Authoritiee") eine Entscheidung "über das Bestehen, den
inhalt, die Rechtegültigkeit oder den Zweck" der Anordnung

_verboten; dies gilt nach dem AHKG Nr. 71 vom 10. Januar 1952
(AHK ABl. S. 1599) für jede Anordnung, ohne Rücksicht darauf,

ob der Gegexstend derselben zu den der Gerichtsbarkeit der

AHK vorbehaltenen Gebieten gehört. “

Artikel 4 des ÄHKG Nr. 15 bestimmt schließlich, daß

entgegen den Vorschriften des Artikels 3 getroffene Vorschrif—

ten nichtig eind.

Das Sozialgericht Münster hat bei seiner Entscheidung

die Gültigkeit oder Rechtmäßigkeit der Sozialvereicherungs—

direktiven nicht in Frage gestellt, es hat jedoch ihren Zweck

und Inhalt ausgelegt. Dabei hat es insbesondere die Frage ent—

schieden,.ob die SVD Nr. 15 eine echte Minderung der Renten

herbeiführen oder der Beklagten nur einen vorübergehenden

Zahlungsenfschub gewähren wollte und ob die SVD 15 für die

Zeit von Kai 1945 bis Februar 1946 rückwirkende Kreit habe.
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Die Frage, ob das Sozialgericht zu einer eoloh-
dung oereoh*vi 31 „el, hängt davon ab, ob die Üoziul

cire £tiVe n unter den Absatz 1 oder den Absatz 2 des Ar

3 des „H11G lir 15 13l]en„ " — ='

Ob eine ■eohievore„ ohrift dee Beea zun „„zecht un1or Ab—

eetz l oder Abec1tz 2 e.a.0. einzuordnen ist, ist nicht in

allen “„ilen uneeetritten, da der me { ;ebliche n01tlo „ der

Eeetimmung in vie eler Hinsz1oht mit den Begriffen der Systeme—

tik des deutschen %chte nicht übe1<ins t1mmt°

Le könnte Zunächst echeinen, als ob Absatz 1 alle gone—
rellon, en die Allgemeinheit gerichteten Beeiinmungon, Ab—

satz 2 dagegen alle an einzelnen Pe:eonen oder Stellen 50—

riehte* Len Stetimxungen zur Regelung bestimmter bälle be—

träfe„ „o vc1‚ri„t auch das "Handbuch des Jooatyun*f eent%”

{von ßehmoller , Haier, Iobler, ?übingon, 1951 — % 58 3 VI

@ a 5. 31 —) grundsätzlich folgende „uffu„„un( der ine „;it
unbedenklich gefolgt werden kann: "., Die Untereeheidung

zw1%chen Absatz 1 und Absatz 2 ist dahin zu treffen, daß es

sich bei Absatz 1 um veröffentlichte, en die Allgemeinheit

ehe heahtsvoréohriften, bei Aoee.tz 2 um nichtvoröt'—

1er1t lichte Anordnungen für den einzelnen 1311 hende1t„„"

Hit die efer Entscheidung 1% jedoch für Gren; 51älle noch kein

eicne1es Kriterium gewonnen; als solche fälle kommen vor:

an die Allgemeinheit gerichtete, aber unveröffentlichte,

und einen Einzelfe ll be„reffende, aber trotzdem veröffent—

liodt & Anoränungeno Im HdB a.a‚0‚ wird die 1u11q1.„c„unb ve31—
tr ten, daß man beide Fälle nach dem Absatz 2 zu behandeln

habe, “denn in beiden Fällen erscheint es angemessener, den

Besatzung;*a nächten die Nachprüfung zu ermöglichen, als éie

deutschen 30 hörden zur “1oe‘voruch3losenH1nvendun zu vor—

piliehten o.," Diese Ansicht reicht als Begründung jedoch

nicht eue„ Man wird zwar äevon % sgehen können, daß nach

der Auffaeeung der AHV als & Gese*zg oers Absatz 1 als

nie etrengere Vor*enr11t anzusehen ist, da sie 1:eine nör—
lichkeit offen läßt, et„a %u:c”tre tende Z e11ol an der Hirn—

eemkeit ouer Lulnigkeit von V0150hriften durch Gogenvorstel—

Hungen (Vorlage) zu beheben, sondern 1h1e wide pwuon„1oue

r',v ‘

—m„ .» nn..—
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Anwendung vorschreibt, während Absatz 2 die Möglichkeit bietet,

_die Besatzungsmacht zu einer erneuten Überprüfung zu veranlas—

sen° Diese Auffassung.ellein ermöglicht es jedoch nicht, die

Grenzfälle deswegen demjenigen Absatz zuzurechnen, dessen Re—

gelung "angemessener" erscheint° Nach dem gesetzlichen Wort—

laut kommt es vielmehr entscheidend allein auf die Tatsache

der Veröffentlichung durch die Besetzungsbehörden an, das'

einzige Unterscheidungsmerkmel, des Absatz 1 e‚a°0„ zusätz—'

lich verlangt° Die AHK hat also bewußt 7 allerdings ausgehend

wohl von der Regel, daß veröffentlicht im allgemeinen nur die

Allgemeinheit betreffende Vorschriften werden— den entschei—

denden Wert dem Merkmal beigemessen, ob eine amtliche Veröffent—

lichung der Besatzungsbehörden vorliegt° Dieser besonders ein—

dringlichen Formulierung der Bekundung des willens der Besat—

zungsmacht sollte in jedem Falle ein besonders starker Schutz

zuteil werden° Diese Auffassung wird bestätigt durch Ziffer 2 e

des Besstzungsstatuts, auf dem das Gesetz Nr° 13 beruht} wonach}

vorbehalten blieb die Zuständigkeit, des Prestige der Besat—

zungsmacht zu wahren° Nicht also aus dem Inhalt der Nörmen,
sondern nur aus der Form ihrer Veröffentlichung läßt sich ein

sicherer Schluß auf ihre Zugehörigkeit zu Absatz 1 oder Absatz 2

ziehen° Dafür spricht auch folgende Erwäoung: In beiden Absätzen
ist als Norm niedrigsten Ranges die "Anordnung" genennt„ Dieses

■ort “Anordnung" wird in der Praxis der ■esatzungsbehörden so—
wohl—für generelle als auch spezielle Anweisungen benutzt (MdB

L... 17 ._.„‘ — 1-. ‘ . .„os„ r)° 17Tuil@■tli0uü■ßß■ im sinne ces Ansatzeu{) \
\! 0) @ M g) :-

1 303000 nusmcn von een scccuzungcschordsn in nen nmtsblätt05n

der wilitärregierung vorgenommen werden sein. Bestimmungen der

Besatzungsmacht, die nur durch 3rlasse an die in Frage kommen;

den 3ehörden und Anstalten oder durch Veröffentlichungen sei—

tens deutscher Behörden in deutschen Amtsbltttern bekannt ge—

machtvworden sind‚ können nicht als “durch die Besetzungsbe—

hörden oder eine von ihnen ebgelöste Behörde" veröffentlicht

angesehen werden" (Vergl° HdB a.s.0., Baumhach—Lsutorbach,

22° Aqu s 1751, Baur, DEZ50 s. 150)„ " '

Wenn in dem französischen Gesetzestext statt des für

amtliche Veröffentlichung von Gesetzen gebräuchlichen Zeit—

worts "prcmulguer" das Wort "publisr" verwendet wird, so
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können hieraus keine maßgebenden Schlüsse gezogen werden° Einmal

spricht auch das AHKG Nr„ 1, das die Einrichtung der Amtsblättcr
behändelt, von “publié” und "publication”, obwohl hier nur die

Veröffentlichung im juristisch—technischen Sinne gemeint sein

kann, und zum anderen gibt das im englischen %ortluut gebrauch—

te Wort "publieh" zu derartigen Zweifeln keinen Anlaß, wobei

‘beeondere ins Gewicht fällt, daß es sich un eine Bestimmung der

Britischen Militärregierung handelt, für deren Auslegung der '

englische ■crtlaut maßgebend ist° '

Bie Sozielvereicherungedirektiven sind nicht durch die
Besetzungebehörden in ihren Amteblättern veröffentlicht; sie

fallen daher unter Absatz 2 des Artikels 5 AHKG lin—13° &

Dee Sozielgéricht hat mithin in seiner angefochtenen Ent—

scheidung über Fragen entschieden, die seiner Prüfungszuetändig—

keit entzogen waren‚ Es hätte daher zunächst von einer eigenen

äntecheidu■g absehen und die Zeifelsfragcn über Inhalt und

Zweck der hier etreitigen Bestimmungen der Sozielversichérungs—

direktiven den Beeatzungebehörden zur Entscheidung vorlegen mus—.

een° Line solche Vorlage wäre einzig denn nicht erforderlich ge—

w een, Wie der erkennende Senat mit dem Bundesverieceungegericht

(Entecne1dung vom 18o3„l954 — BVerfG. Entecheidungcn B.2 8„203—)

annimmt, wenn das Sozialgericht über Bestehen, Inhalt, Rechtegül—

tigkeit und Zweck der zu Grunde liegenden Vorschriften keine

‚Z„cifel gehabt hätte; in dem zur Entscheidung stehenden Falle

sind die entscheidenden Fragen (s„ oben unter II) jedoch echte

Zweifele— und Streitfragen gewceeno

Tin gleiches gilt für die von der Beklaeten behauptete

mündliche Anordnung der äilitärregierung, soweit die vom Sozial—

gericht noch zu treffenden Feststellungen ergeben, daß dabei

überhaupt Anordnungen im Sinne des Artikels 3 Abe„ 2 AHKC 15 vor—
»

gelegen haben°

Die Entscheidungen des Sozialgerichts ist daher nach

Artikel 4 Absatz 1 des AHKG Nr„ 15 als im vollen Umfang nich-'

tig 'anzusehen°

Der erkennende Senat ist ebenäo wie der IV„ Zivilsenat

des.Bundeegerichtehofes in seiner Entscheidung vom Blolel952

{\
Q ..
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(BGHZ Bd„ 4 s„ 389) der Auffassung, daß Urteile, die unter
Verletzung der Vorschriften des Artikels 3 Abs„ 2 des AHKG 13

ergangen sind, trotz der in Artikel 4 angeordneten Nichtigkeit

mit den zulässigen Rechtsmitteln angefochten werden können,

da im Gegensatz zu den Fällen des Artikels 2 in den Fällen

des Artikels 3 die Zuständigkeit der deutschen Gerichte für

das Verfahren gegeben und nur bei der Entscheidung bestimmter

Eregen beechränkt ist (vergl„ Baumbach—Lauterbach, ZPO, 22°

iufi° s„ 1753)„

Der Senat war daher in der Lage, über die Revision zu
entscheiden; er mußte das angefochtene, als unwirksam anzu—

sehenäe Urteil aufheben° : ' ' .

VII° Da die aufgehobene Entscheidung unwirksam war, hat es
der erkennende Senat nicht für engängig gehalten, in der

Sache selbst zu entscheiden°

Die Kostenentseheidung bleibt dem abschließenden Urteil

vorbehalten°
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